
Auszug aus dem Protokoll
des Regierungsrates des Kantons Zürich

Sitzung vom 18. September 2013

1032. Parlamentarische Initiative 10.467 
betreffend Schuldenprävention, keine Werbung für Kleinkredite 
(Vernehmlassung)

Im Zusammenhang mit der von Nationalrätin Josiane Aubert am 18. Juni
2010 eingereichten parlamentarischen Initiative hat die Kommission für
Wirtschaft und Abgaben des Nationalrates (WAK-N) am 14. Mai 2013
einen Vorentwurf für eine Revision des Bundesgesetzes über den Kon-
sumkredit (KKG) verabschiedet. Die Vorlage wurde dem Kanton mit
Schreiben vom 6. Juni 2013 zur Stellungnahme unterbreitet. Der Vorent-
wurf enthält Bestimmungen zum Verbot aggressiver Werbung für Kon-
sumkredite, zur Selbstregulierung der Kreditbranche und zur Kredit -
fähigkeitsprüfung von Konsumentinnen und Konsumenten.

Unter Berücksichtigung einiger Anmerkungen ist die Stossrichtung
der Vorlage zu begrüssen und der Revisionsvorentwurf zu unterstützen.

Auf Antrag der Volkswirtschaftsdirektion

b e s c h l i e s s t  d e r  R e g i e r u n g s r a t :

I. Schreiben an die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des
 Nationalrates, 3003 Bern (auch als PDF- und Word-Version an emanu-
elle.gramegna@bi.admin.ch):

Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 6. Juni 2013, mit dem Sie uns
den Vorentwurf für die Revision des Bundesgesetzes über den Konsum-
kredit (VE-KKG) unterbreiten, und danken Ihnen für die Gelegenheit
zur Stellungnahme. Grundsätzlich begrüssen wir die Stossrichtung der
Vorlage. Zu einzelnen Bestimmungen haben wir folgende Bemerkun-
gen anzubringen:

Zu Art. 7 Bst. f VE-KKG
Die bisherige Ausnahme vom Geltungsbereich des Konsumkredit -

gesetzes (KKG) ermöglichte die sogenannten Expresskredite. Aus Sicht
des Konsumentenschutzes ist es zu begrüssen, wenn der Geltungsbereich
des KKG erweitert wird bzw. die bisherige Ausnahme vom Geltungs -
bereich des KKG eingeschränkt wird. Denn das Verbot der aggressiven
Werbung soll in diesem Fall auch für die Expresskredite gelten. Wir
 bevorzugen den Vorschlag der Minderheit 1, die Laufzeit der nicht vom
KKG erfassten Kredite auf höchstens drei Monate herabzusetzen und
den Geltungsbereich zu erweitern. 
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Zu Art. 8 VE-KKG (Einschränkungen)
Gestützt auf die bisherige Fassung von Art. 8 KKG, vertreten wir die

Auffassung, dass Gesellschaften, die ausschliesslich Leasingverträge im
Sinne von Art. 1 Abs. 2 Bst. a KKG abschliessen, weiterhin von der Be-
willigungspflicht gemäss Art. 39 KKG ausgenommen sind und dass es
sich dabei nicht um ein redaktionelles Versehen handelt. Die bisherige
Handhabung von Art. 8 KKG, d.h. keine Bewilligungspflicht für reine
Leasinggesellschaften, hat sich in der Praxis bewährt. Es gibt keinen
 ersichtlichen Grund, die Bewilligungspflicht auszuweiten. Der bisherige
Art. 8 KKG ist deshalb beizubehalten bzw. die Aufzählung nur auf die
Art. 22–25 und 36–36a VE-KKG auszudehnen.

Zu Art. 31 VE-KKG (Bedeutung der Angaben der Konsumentin
oder des Konsumenten)

Die Möglichkeit der erweiterten Prüfung ist sinnvoll und verhältnis-
mässig. Der Vorschlag der Minderheit geht zu weit und ist nicht praxis-
gerecht.

Zu Art. 36a VE-KKG (neu) (aggressive Werbung)
Das Verbot aggressiver Werbung dient dem Schutz der Konsumen-

tinnen und des Konsumenten und ist verhältnismässig. Eine Selbstregu-
lierung ist ebenfalls zu begrüssen. Die Konsumkreditvermittlerinnen
und -vermittler sollten aber in Abs. 2 ebenfalls mit verpflichtet werden,
d.h., diese haben sich ebenfalls an das Verbot aggressiver Werbung zu
halten. In das Gesetz soll eine entsprechende Präzisierung aufgenom-
men werden. Es ist zu begrüssen, wenn die Definition von aggressiver
Werbung sowie die Sanktionierung von Verstössen im Rahmen einer
Selbstregulierung der Branche geregelt werden sollen.

II. Mitteilung an die Geschäftsleitung des Kantonsrates, die Mit -
glieder des Regierungsrates sowie an die Volkswirtschaftsdirektion.

Vor dem Regierungsrat
Der Staatsschreiber:

Husi


